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Abgelehnt 

UNGERECHT. 
Julian Mühlbacher 
möchte die gleiche 

Chance auf Bildung 
haben, wie andere Kinder 
in Österreich. Aber er hat 

das Down-Syndrom, 
deshalb darf er nur zehn 

Jahre in die Schule 
gehen

Kinder­mit­Beeinträchtigung dürfen­in­
­Österreich­nur­zehn­Jahre­in­die­Schule­gehen.­
Für­ein­elftes­oder­zwölftes­Schuljahr­müssen­
ihre­Eltern­Anträge­bei­der­Bildungsdirektion­
stellen,­aber­die­werden­häufi­g­abgelehnt.­Ein­
Wiener­Schüler­will­sich­das­nicht­gefallen­
­lassen­und­kämpft­um­sein­Recht­auf­Bildung­
Von­Saskia­Wolfesberger;­Fotos:­Matt­Observe

Ein­Foto­liegt­auf­dem­Esstisch­
im­23.­Wiener­Gemeindebezirk.­
Darauf­ zu­ sehen:­ Ein­ kleiner­
Junge­ mit­ einem­ großen­ Lä­
cheln.­Seine­Arme­umschlingen­
die­Schultüte,­die­mit­Dinos­be­

druckt­ist.­Das­Kind­freut­sich­auf­seinen­
ersten­ Schultag.­ Der­ Bub­ auf­ dem­ Foto­
heißt­Julian­Mühlbacher.­Mittlerweile­ist­er­
15­Jahre­alt­und­hat­die­vierte­Klasse­einer­
Mittelschule­ absolviert.­ Julian­ darf­ nur­
noch­ein­Jahr­in­die­Schule­gehen.­Was­da­
nach­sein­wird,­weiß­er­nicht.­­­

An­diesem­Nachmittag­im­Juli­sitzt­er­
zwischen­seinen­Eltern­am­Esstisch­und­
lauscht­ dem­ Gespräch.­ Hin­ und­ wieder­
antwortet­er­selbst­auf­eine­Frage.­Er­spielt­
gerne­Fußball,­lernt­Klavier­und­zockt­Nin­
tendo.­Er­träumt­davon,­einmal­Fußballex­
perte­im­Fernsehen­zu­werden.­Julian­trägt­
ein­schwarzes­T­Shirt­und­eine­Brille.­Da­
hinter­ liegen­ seine­ mandelförmigen­Au­
gen.­Julian­hat­das­Down­Syndrom.­Er­hat­
ein­Chromosom­mehr.­So­heißen­die­Be­
standteile­im­Zellkern,­die­Erbinformatio­
nen­ speichern.­ Bei­ Menschen­ mit­
Down­Syndrom­ ist­ das­ Chromosom­ 21­
nicht­zweimal,­ sondern­dreimal­vorhan­
den.­ Deshalb­ wird­ das­ Down­Syndrom­
auch­Trisomie­21­genannt.­Das­dritte­Chro­
mosom­21­verursacht­eine­Entwicklungs­
verzögerung.­ Julian­ kann­ zum­ Beispiel­
nicht­so­viele­Informationen­gleichzeitig­
verarbeiten.­Er­lernt­etwas­langsamer.­„Ju­
lian­hat­den­Körper­eines­Teenagers­und­
die­kognitive­Entwicklung­eines­Elfj­ähri­
gen“,­sagt­seine­Mutter­Claudia­Mühlba­
cher.­Sie­ schiebt­eine­Einkaufsliste­über­
den­Tisch,­die­ihr­Sohn­selbst­geschrieben­
hat.­Darauf­steht:­„Hünner­Fleisch,­Schla­
gobas,­Zwibel,­Babrica“.­

Familie plant eine Verfassungsklage
Mutter­und­Vater­Mühlbacher­wünschen­
sich,­dass­ihr­Sohn­mehr­Zeit­in­der­Schule­
bekommt,­um­den­Stoff­­in­seinem­Tempo­
zu­lernen.­Diese­Zeit­wird­ihm­wohl­nicht­
genehmigt.­„Niemand­würde­auf­die­Idee­
kommen,­einen­Elfj­ährigen­aus­dem­Bil­
dungssystem­zu­werfen,­aber­genau­das­
passiert­ bald­ mit­ Julian“,­ sagt­ der­Vater,­
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Schul­unterrichtsgesetz Paragraf 32, Absatz 
zwei: Nur mit „der Zustimmung des Schul­
erhalters und der zuständigen Schulbehör­
de“ besteht die Möglichkeit, noch ein elf­
tes und zwölftes Schuljahr zu absolvieren. 
Das bedeutet für eine öffentliche Schule in 
Wien, dass die Bildungsdirektion und die 
Stadt Wien einem Antrag zustimmen müs­
sen, damit ein Kind länger in der Schule 
bleiben darf. 

Diesen Antrag hat Familie Mühlbauer 
bereits gestellt und von diesem Antrag 
glauben die Familie und ihr Anwalt, dass 
er abgelehnt wird. Claudia und Bernd 
Mühlbacher leiten seit 2014 ein Zentrum 
zur Förderung und Begleitung von Kindern 
mit Trisomie 21. In diesem Zentrum lern­
ten sie andere Eltern kennen, von denen 
sich viele wünschten, dass ihre Kinder län­
ger in die Schule gehen könnten. Viele von 
ihnen stellten diese Anträge und viele 
­seien abgelehnt worden. 

80 Anträge wurden abgelehnt
Der deutsche Wissenschafter Torben 
Rieckmann hält das österreichische Schul­
system für problematisch. Der Sonderpä­
dagoge hat an der weltweit größten Studie 
zum Down-Syndrom an der Universität 
Hamburg mitgewirkt. „Jugendliche mit 
Trisomie 21 fliegen in Österreich aus dem 
Regelschulsystem, wenn sie gerade erst in 
der Lernentwicklung Fahrt aufnehmen“, 
sagt Rieckmann. In der Studie mit fast 
1.300 Untersuchungspersonen mit Triso­
mie 21 stellten die Wissenschafter fest, 
dass die Zahlbegriffsentwicklung bei die­
sen Kindern besonders verzögert ist. „Viele 
dieser Lernenden erlangen erst im Alter 
von 14 bis 17 Jahren eine grundlegende 
Vorstellung davon, wie Zahlen funktionie­
ren“, sagt Rieckmann. Die Zahlbegriffsent­
wicklung sei aber eine Grundlage, die eine 
Auseinandersetzung mit Alltagsmathema­
tik, Arithmetik, Geometrie und Algebra 
erst ermögliche. „Wenn Jugendliche mit 15 
oder 16 Jahren die Schule verlassen müs­
sen, verpassen sie die Chance, wesentliche 
mathematische Kompetenzen zu erwer­
ben, die sich bereichernd auf ihr Leben 
auswirken würden.“

In Wien haben aktuell 5.683 Kinder ei­
nen sonderpädagogischen Förderbedarf. 
Davon beantragten aktuell 209 ein elftes 
Schuljahr, 80 lehnte die Wiener Bildungs­
direktion ab. Abgelehnt wurde auch der 
15-jährige Mario Tasev. Der Jugendliche 
besuchte bis Juni die zehnte Schulstufe ei­
ner Sonderschule für schwerstbehinderte 
Kinder. Ein inklusiver Unterricht in einer 
Regelschule war für ihn nie eine Option. 

Betroffene Kinder 
sind aus unserer Sicht 
in ihrem Recht auf 
Bildung gravierend 
verletzt“
Wolfram Proksch
Der Rechtsanwalt vertritt in dieser 
Sache vier weitere Familien

Kinder mit Trisomie 
21 fliegen aus dem 
Schulsystem, wenn 
sie gerade erst in der 
Lernentwicklung 
Fahrt aufnehmen“
Torben Rieckmann 
Der Pädagoge hat an der Studie 
zum Down-Syndrom mitgewirkt  

Mario wohnt mit seinen Eltern und seinem 
Bruder im zehnten Bezirk. Die Wohnung 
ist aufgeräumt, nichts darf herumstehen, 
weil die Gefahr besteht, dass Mario es ka­
putt macht oder sich verletzt. Die Wände 
sind abwaschbar. Die Wohnungstür muss 
immer abgeschlossen sein. Mario ist Autist 
und hat einmal im Monat einen epilepti­
schen Anfall. Er kann nur Mama und Papa 
sagen. Lesen und Schreiben wird er nie 
können. „Er braucht die Schule, um mit an­
deren Jugendlichen in seinem Alter in Kon­
takt zu bleiben, um so selbstständig wie 
möglich zu werden“, sagt seine Mutter Yo­
anna Yordanova. Deshalb beantragte sie 
das elfte Schuljahr bereits im vergangenen 
Dezember. Die Absage der Bildungsdirek­
tion erhielt sie vor zwei Wochen. Ein einzi­
ger Satz stand in dem Brief: „Ihr Ansuchen 
betreffend einer Verlängerung des Schul­
besuchs ... wird ... nicht bewilligt.“ 

Kein Platz im Betreuungsbereich
Die 39-Jährige stellt das vor eine große He­
rausforderung: Denn für sie geht es nicht 
nur um Marios Integration, sondern auch 
um seine Betreuung. Die hat sie damit ab 

Herbst nicht mehr. In Wien gibt es zwar 
verschiedene Institutionen, die sogenann­
te Tagesstrukturen anbieten, also Betreu­
ungsplätze für Menschen, die aufgrund 
einer Behinderung nicht in den Arbeits­
markt integriert werden können. Aber 
auch diese Plätze sind rar. Der Falter.mor­
gen berichtete darüber vergangene Woche. 

Yoanna Yordanova hat ihren Sohn be­
reits vor eineinhalb Jahren für solche Ta­

gesstrukturen angemeldet. Einen Platz hat 
sie noch nicht.  Bisher arbeitet sie noch als 
Verkäuferin in einem Supermarkt, der Va­
ter in einer Druckerei. Beide würden sich 
gerne einen Anwalt nehmen, um für Mario 
eine längere Schulbildung zu erstreiten, 
aber das können sie sich nicht leisten. 

Menschenverachtendes System 
Der Rechtsanwalt von Familie Mühlbacher, 
Wolfram Proksch, kennt die Absage-Schrei­
ben der Bildungsdirektion und weiß, dass 
sie häufig knapp vor dem Schulende ver­
schickt werden. „Ich halte das für men­
schenverachtend und zynisch. Das läuft 
immer gleich und das hat System“, sagt 
Proksch. Er sieht ein großes Problem darin, 
dass es überhaupt keine Kriterien gäbe, un­
ter welchen Voraussetzungen Zustimmun­
gen erteilt oder verwehrt werden dürfen.  

Auch der Vorsitzende der Pflichtschul­
lehrergewerkschaft, Paul Kimberger, kriti­
siert das System. „Es darf grundsätzlich 
keine Frage sein, ob einem Kind Bildung 
genehmigt wird oder nicht, wenn es päda­
gogisch Sinn macht.“ Die Gründe, warum 
trotzdem so viele Jugendliche mit sonder­

ihm den Stoff so vermitteln, dass er ihn 
versteht. Julian Mühlbacher sagt, dass er 
gerne in die Schule geht. Er höre lieber der 
Lehrerin an der Tafel zu, als der Pädagogin, 
die neben ihm sitzt. Das sei spannender, 
sagt er und lacht ein bisschen verlegen. Er 
mag den Sportunterricht, weil sie da oft 
Fußballspielen, und er hat Freunde. Mit 
drei von ihnen wird er nach den Sommer­
ferien auf die neue Schule gehen, eine 
Fachmittelschule.  Julian freut sich darauf. 
Ein Jahr darf er also noch in die Schule ge­
hen. Und danach? „Einen Plan B haben wir 
nicht“, sagt Bernd Mühlbacher. 

Für Kinder mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf, wie Julian einen hat,  ist eine 
Höchstdauer des Schulbesuchs auf zehn 
Jahre festgeschrieben. So steht es im 

FAMILIE MÜHLBACHER. Die Eltern wissen, dass ihr Sohn lernwillig und lernfähig ist. Deshalb kämpfen sie für seine Gleichbehandlung 
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Bernd Mühlbacher. Deshalb haben sie ei­
nen Antrag bei der Bildungsdirektion Wien 
gestellt. Die Antwort steht noch aus. Aber 
die Familie geht davon aus, dass der An­
trag auf eine längere Schulbildung für Ju­
lian abgelehnt wird. In dem Fall wollen sie 
eine Verfassungsklage einreichen, um das 
Gesetz aufzuheben. „Irgendwann muss je­
mand den Rechtsweg beschreiten, sonst 
wird sich nie etwas ändern“, sagt Bernd 
Mühlbacher. Er arbeitet in der IT-Branche, 
seine Frau Claudia ist Juristin. Sie sagt: 
„Für die Politik ist das Thema nicht inte­
ressant, weil wir keine repräsentative Be­
völkerungsgruppe sind, aber unsere Ge­
schichte ist kein Einzelfall.“

Verstoß gegen Menschenrechte 
Die Familie hat sich einen prominenten 
Rechtsanwalt genommen. Wolfram Proksch 
vertrat den Datenschützer Maximilian 
Schrems gegen Facebook, er verzögerte den 
Bau der dritten Piste am Flughafen Wien 
und erkämpfte vor dem Verfassungsge­
richtshof für Betroffene zuletzt das Recht 
auf Sterbehilfe. Den Fall von Julian Mühlba­
cher hat er übernommen, weil der Jurist 
darin eine Verletzung der Grund- und Men­
schenrechte sieht. „Betroffene Kinder sind 
aus unserer Sicht in ihrem Recht auf Bil­
dung und in ihrem Recht auf Nichtdiskrimi­
nierung gravierend verletzt“, sagt Wolfram 
Proksch. Der Rechtsanwalt vertritt nicht 
nur die Eltern von Julian in dieser Sache, 
sondern vier weitere Familien.

Im Jahr 2008 trat in Österreich die 
UN-Behindertenrechtskonvention in Kraft, 
derzufolge Menschen mit und ohne Beein­
trächtigung gleichgestellt sein sollen. Den­
noch, das betont Anwalt Proksch, zeige das 
Beispiel der Familie Mühlbacher, dass 
hierzulande eine massive Ungleichbe­
handlung existiere. Das Problem sei, dass 
Kindern mit Beeinträchtigung ein für ihre 
Bedürfnisse ungeeignetes System überge­
stülpt werde. „Das Schulsystem wäre für 
die betroffenen Kinder besser, wenn sie am 
Reifegrad gemessen später eingeschult 
würden und länger im System verbleiben 
könnten.“ 

Kein Recht auf Schule  
Aber auf individuelle Bedürfnisse nimmt 
das Schulsystem wenig Rücksicht. Julian 
hat in der Volksschule eine Klasse wieder­
holt und kommt deshalb aktuell auf neun 
Schuljahre. Sein kommendes, zehntes 
Schuljahr, darf er laut Schulunterrichtsge­
setz noch absolvieren. So wie in der Ver­
gangenheit wird dann eine Sonderpädago­
gin neben ihm im Unterricht sitzen und 
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Für das kommende 
Schuljahr gab es 209 
Anträge von Eltern, 
damit ihre Kinder mit 

sonderpädagogischem 
Förderbedarf eine elfte 
Schulstufe besuchen können. 
Etwas mehr als die Hälfte 
wurde genehmigt. Für 80 
Kinder gibt es keinen Platz 
im Schulsystem. Warum?   
Ich­hab­Verständnis­für­alle­El­
tern.­ Ich­ bin­ selbst­Vater­ von­
zwei­ Kindern­ und­ weiß,­ was­
Lehrende­ leisten.­ Wenn­ man­­
freiwillig­ länger­in­der­Schule­
bleiben­ möchte,­ dann­ spricht­
das­für­sie.­Aber­das­Schulsys­
tem­ist­ in­diesem­Bereich­nur­
für­zehn­Jahre­ausgelegt.­Nach­
dem­ neunten­ Pfl­ichtschuljahr­
gibt­es­nur­ganz­wenige­schuli­
sche­Angebote,­die­Kinder­mit­
Beeinträchtigung­nutzen­kön­
nen.­Unser­Schulsystem­stellt­
in­ Wirklichkeit­ Selektion­ vor­
Inklusion.­ Es­ verspricht­ allen­
Kindern­und­Jugendlichen,­sie­
gut­zu­einem­Abschluss­zu­be­
gleiten,­aber­ein­Recht­darauf­
gibt­ es­ nicht.­ Das­ ist­ schade.­
Das­ist­ein­Wunsch­an­die­Bun­
despolitik,­das­zu­ändern.­

Wie könnte eine Reform in 
diesem Bereich aussehen?
Unbestritten­ ist,­ dass­ jede­
Schulstufe­mehr­den­Jugendli­
chen­helfen­wird.­Aber­es­gibt­
für­die­elfte­und­zwölfte­Schul­
stufe­keinen­Lehrplan,­ in­dem­
sonderpädagogischer­ Förder­
bedarf­ vorkommt.­ Den­ brau­
chen­wir.­­Zweitens­wünsche­ich­
mir­eine­bedarfsgerechte­Zutei­
lung.­Es­gibt­beim­sonderpäda­
gogischen­ Förderbedarf­ einen­
finanziellen­ Deckel,­ egal,­ wie­
viele­Kinder­in­einem­Bundes­
land­Bedarf­hätten.­Da­schließe­
ich­mich­den­vielen­Forderun­

gen­an,­dass­das­geändert­wer­
den­muss.­Und­drittens­die­Öff­­
nung­der­Sekundarstufe­II­ für­
inklusiven­ Unterricht,­ beson­
ders­der­Bereich­der­berufsbil­
denden­ Schulen­ wäre­ span­
nend.­Wir­haben­hier­zu­wenig­
Plätze.­ Gerade­ in­ diesem­ Be­
reich­braucht­es­gesetzlich­gere­
gelte­Schulassistenz.­Nicht­alles­
können­Lehrkräfte­leisten.­­

Nach welchen Kriterien wird 
über ein elftes und zwölftes 
Schuljahr entschieden? 
Liegt­ ein­ Schulabschluss­ vor­
und­ist­das­letzte­Jahr­der­schu­
lischen­ Bildung­ absolviert?­
Wenn­ ja,­gibt­es­keinen­Lehr­
plan­mehr.­Kann­ein­Schuljahr­
angehängt­werden,­in­Form­ei­
ner­freiwilligen­Wiederholung?­
Drittens:­Gibt­es­attraktive­und­
sinnvolle­außerschulische­An­
gebote?­Und­der­letzte,­wichti­
ge­ Punkt­ hat­ etwas­ mit­ dem­
Deckel­ im­ sonderpädagogi­
schem­ Förderbedarf­ zu­ tun.­
Wir­ müssen­ schauen,­ welche­
Schülerinnen­und­Schüler­aus­
darunter­ liegenden­ Schulstu­
fen­nachrücken.­Wenn­wir­für­
die­keine­Plätze­mehr­hätten,­
können­wir­nicht­die­freiwillige­
Verlängerung­zulassen.­

Das klingt, als würden die 
Jugendlichen automatisch 
einen Betreuungsplatz 
bekommen, wenn sie die 
Schule beenden. Laut dem 
Fond Soziales Wien (FSW) ist 
das aber nicht so.  
Ich­kann­nur­für­den­Schulbe­
reich­sprechen,­weil­ich­keinen­
Einblick­ habe,­was­ außerhalb­
an­Plätzen­zur­Verfügung­steht.­
Wer­eine­Absage­hat,­steht­aber­
niemals­ vor­ dem­ Nichts,­ das­
garantiert­das­Betreuungssys­
tem­der­Stadt­Wien.

Das kommt aber vielen 
Eltern gerade so vor.
Manche­Anträge­ werden­ erst­
im­Juni­beantwortet.­

Warum so spät?
Es­gibt­ in­der­neunten­Schul­
stufe­ einen­ Jugendcoach,­ der­­
nach­ außerschulischen­ Mög­
lichkeiten­sucht.­Wir­wissen­ja,­
dass­es­in­der­Sekundarstufe­II­
nur­ ganz­wenige­ Möglichkei­
ten­gibt.­Deshalb­erarbeitet­er­
Alternativen.­Das­dauert­länger­
als­ ein­ paar­Tage.­ Das­ dauert­
oft­das­halbe­Schuljahr.­

Die Eltern haben einen Brief 
von der Bildungsdirektion 
bekommen mit genau einem 
Satz: „Ihr Ansuchen ... wird ... 
nicht bewilligt.“ Da steht 
nicht, wenden Sie sich bitte 
an den FSW. Die Eltern 
fühlen sich vor den Kopf 
gestoßen. Verstehen Sie das?
Natürlich.­Da­muss­man­in­der­
Kommunikation­ besser­ wer­
den.­ Künftig­ werden­ Unter­
stützungsangebote­ und­ An­
laufstellen­ mitgeschickt,­ die­
Eltern­werden­nicht­allein­ge­
lassen.

Ein 13. Schuljahr ist für Kinder 
mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf überhaupt 
nicht vorgesehen. Wie lässt 
sich das mit dem Grundrecht 
auf Bildung und dem Verbot 
der Diskriminierung verein-
baren? 
Weil­es­eben­Selektion­vor­In­
klusion­ gibt.­ Das­ muss­ man­
ganz­ offen­ sagen,­ so­ ist­ das­
Schulsystem­ aufgebaut.­ Es­
braucht­ein­Angebot­für­diese­
Jugendlichen­auf­der­Sekundar­
stufe­ II.­ Dann­ hätten­ alle­ die­
gleichen­Startvoraussetzungen.­
Die­gibt­es­aber­nicht.

„Das Schulsystem stellt Selektion vor Inklusion“
Der­Wiener Bildungsdirektor Heinrich­Himmer­sieht­die­Bundesregierung­in­der­
Pfl­icht,­das­Schulsystem für­Kinder­mit­Beeinträchtigung­zu­verbessern­
Von­Saskia­Wolfesberger­

Unbestritten ist, 
dass jede 
Schulstufe 
mehr den 
Jugendlichen 
helfen wird“

pädagogischem­Förderbedarf­nicht­länger­
so­beschult­werden,­wie­sie­es­bräuchten,­
seien­der­fehlende­politische­Wille,­nicht­
ausreichende­fi­nanzielle­Mittel­und­viel­zu­
wenige­Lehrerkräfte­in­diesem­Bereich,­so­
Kimberger.­„Der­ganze­Bereich­der­Sonder­
pädagogik­ist­seit­vielen­Jahren­krass­un­
terdotiert­ und­ das­ geht­ auf­ Kosten­ der­
Schwächsten­in­unserer­Gesellschaft.­Aber­
unser­ Dienstgeber­ ist­ schon­ lange­ nicht­
mehr­bereit,­uns­dafür­die­notwendigen­
Ressourcen­zur­Verfügung­zu­stellen“,­sagt­
Paul­ Kimberger.­ Er­ blicke­ mit­ Sorge­ auf­
den­ kommenden­ Herbst,­ denn­ es­ gäbe­
Bereiche­ in­ der­ Sonderpädagogik,­ die­
überhaupt­nicht­mehr­beschulbar­wären,­
weil­die­Lehr­­und­Assistenzkräfte­fehlen­
würden.

Not erkannt, Lösung verschoben 
Seit­bald­14­Jahren­gibt­es­in­Österreich­das­
Gesetz­ der­ Gleichstellung,­ aber­ bei­ dem­
Recht­auf­Bildung­wird­dieses­Gesetz­igno­
riert.­Es­wird­nicht­umgesetzt,­wie­die­Ge­
schichten­von­Julian­Mühlbacher­und­Ma­
rio­Tasev­ zeigen.­ Bekanntermaßen­wäre­
eine­Investition­in­die­Bildung­der­Kinder,­

immer­ auch­ eine­ Investition­ in­ die­ Zu­
kunft.­Je­fi­tter­sie­für­einen­Beruf­und­ein­
möglichst­selbstständiges­Leben­gemacht­
würden,­desto­mehr­würde­das­Sozialsys­
tem­ entlastet­ werden.­ Aber­ es­ scheint­
schon­bei­den­­Zuständigkeiten­dafür­Pro­
bleme­zu­geben:­News­bat­den­Bildungs­
stadtrat­der­Stadt­Wien,­Christoph­Wie­
derkehr­von­den­NEOS,­um­ein­Interview.­
Der­wollte­sich­nicht­äußern,­stattdessen­
verwies­er­auf­den­Wiener­Bildungsdirek­
tor,­Heinrich­Himmer.­Der­wiederum­at­

testiert­zwar­Handlungsbedarf,­schiebt­die­
Verantwortung­ dafür­ allerdings­ auf­ die­
Bundesregierung.­ „Unser­ Schulsystem­
stellt­in­Wirklichkeit­Selektion­vor­Inklu­
sion.­Es­verspricht­allen­Kindern­und­Ju­
gendlichen,­sie­gut­zu­einem­Abschluss­zu­
begleiten,­ aber­ ein­ Recht­ darauf­ gibt­ es­
nicht.“­(Siehe­Seite­43)

Gleiche Chancen für alle
Julian­ist­mittlerweile­vom­Esstisch­aufge­
standen­ und­ hat­ sich­ im­ Hintergrund­
heimlich­auf­die­Suche­nach­seiner­Ninten­
do­Konsole­gemacht.­Familie­Mühlbacher­
geht­es­bei­ihrem­juristischen­Kampf­nicht­
darum,­dass­Julian­irgendwann­die­Matura­
absolviert,­ sondern­ nur­ um­ etwas­ mehr­
Zeit­zum­Lernen.­So­wie­sie­Kinder­ohne­
Beeinträchtigung­auch­bekommen.­„Damit­
er­später­mal­das­Wechselgeld­an­der­Kas­
sa­im­Kopf­ausrechnen­kann­und­dann­zu­
mindest­ eine­ Chance­ auf­ dem­ Arbeits­
markt­hat“,­sagt­Bernd­Mühlbacher.­

Anwalt­Wolfram­Proksch­hat­der­Fami­
lie­bereits­einen­langen­juristischen­Kampf­
angekündigt.­Sollte­der­länger­als­ein­Jahr­
dauern,­ist­das­zu­spät­für­Julian.­­­

Der Bereich der 
 Sonderpädagogik ist 
krass unterdotiert und 
das geht auf Kosten der 
Schwächsten“
Paul Kimberger 
Vorsitzender der 
Pflichtschullehrergewerkschaft

NICHT BEWILLIGT. Yoanna Yordanova stellte für Mario im vergangenen Dezember einen Antrag. Erst vor zwei Wochen erhielt sie die Antwort 
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